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Zur Versachlichung des IRU-Diskurses und Würdigung der Dienste 

 

Im Rahmen der religionsverfassungsrechtlich vorgesehenen Kompetenzbereiche, die eine 

Verantwortungsgemeinschaft darstellen und somit die Kooperationspartnerschaft des Staates 

mit Religionsgemeinschaften erfordern (res mixta), arbeitet die Islamische 

Religionsgemeinschaft DITIB – Hessen seit dem Jahr 2013 als Partnerin der Landesregierung mit 

dem Bundesland Hessen zusammen.  

Unter anderem wurde in diesem Kontext in Zusammenarbeit mit dem Hessischen 

Kultusministerium, ein seit über sieben Jahren beanstandungs- und störungsfreier sowie von 

Religionspädagogen, Schulen, Lehrkräften, Eltern und SchülerInnen stets positiv beschiedener 

bekenntnisorientierter islamischer Religionsunterricht gemäß Art. 7 Abs. 3 unseres 

Grundgesetzes für die hessischen SchülerInnen muslimischen Glaubens an staatlichen Schulen 

angeboten. Prof. Dr. Mathias Rohe zog diesbezüglich in einem Gutachten von 2017 folgende 

exemplarische Schlussfolgerungen, die er in seinem aktualisierten Gutachten 2019 erneut 

bestätigte:  

 

Nach alledem hat der islamische Religionsunterricht die bei der Einführung in ihn 

gesetzten Erwartungen mindestens erfüllt. Seine Abwicklung erfolgt in jeder Hinsicht 

innerhalb der fachlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen.1 

 

Alle 13 beteiligten Staatlichen Schulämter haben zu den nun umfassenden 

Unterrichtsbesuchen Berichte verfasst, die dem Verfasser dieses Gutachtens vorlagen. 

Insgesamt besteht eine enge Kooperation zwischen dem Hessischen Kultusministerium, 

den zuständigen Dezernentinnen und Dezernenten an den Staatlichen Schulämtern und 

den örtlichen Schulleitungen, so dass aussagekräftige Berichte entstanden. Eine 

ministeriumsinterne Auswertung kam zu dem Schluss: „Die IRU-Unterrichtsbesuche 

werden durchgängig schulpädagogisch, methodisch und fachlich positiv bewertet.2 

 

                                                           

1 Vgl. Rohe, 2017. S. 11: „Gutachten zum Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen in Hessen in Kooperation mit DİTİB 

Landesverband Hessen e.V. nach Art. 7 Abs. 3 GG“. 
2 Vgl. ebd. S. 71. 
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Zur beanstandungs- und störungsfreien Schulpraxis 

Im Rahmen der siebenjährigen beanstandungs- und störungsfreien Kooperationspartnerschaft 

und Schulpraxis, leisteten die muslimischen Religionslehrkräfte einen aus verschiedenen 

Betrachtungsweisen – pädagogisch, didaktisch, theologisch, zwischenmenschlich – hoch 

anspruchsvollen und einwandfreien Dienst im Religionsunterricht. Die Bekenntnisorientierung 

ermöglichte, dass der Unterricht nicht bloß aus einer religionskundlichen Außenperspektive 

didaktisch aufbereitet erteilt wurde, sondern dies in konfessioneller Gebundenheit und 

Positivität mit Rücksicht auf innerperspektivische Glaubensüberzeugungen – mit Verstand, im 

Besonderen mit Herz und Seele – verfassungsrechtlich geschützt geschah. Die muslimischen 

Religionslehrkräfte, die Beamtinnen und Beamte des Landes Hessen sind, sind erste und feste 

Vertrauenspersonen tausender muslimischer SchülerInnen, Eltern und unzähliger 

Moscheegemeinden geworden.  

Die Bekenntnisorientierung ermöglichte den SchülerInnen, dass diese durch die fachkundigen 

Religionslehrkräfte einen schulisch unterwiesenen Lebensweltbezug der Glaubenswirklichkeiten 

aus ihrer jeweiligen Teilnehmerperspektive erhielten. Auch die Nutzung religiöser 

Sprachsemantik ermöglichte in diesem Rahmen die Berücksichtigung kognitiver und emotionaler 

Komponenten der SchülerInnen sowie religiöser und kultureller Binnenperspektiven. All dies 

ermöglichte im Sinne des staatlichen Kerncurriculums unter anderem die Heranreifung von 

Kompetenzen zur religiösen Sprachfähigkeit und reflexiver, mündiger Glaubensbejahung.  

 

Ungeachtet dieser Erkenntnisse und Erfahrungswerte in tatsächlicher Hinsicht, verfing sich das 

Hessische Kultusministerium in konstruierte Möglichkeiten einer potentiell politischen 

Einflussnahme, die es freilich niemals gegeben hat und niemals geben wird.3 Unter Verletzung 

des geltenden Verwaltungs- und Verfassungsrechts entschied das Hessische Kultusministerium, 

die siebenjährige beanstandungs- und störungsfreie Kooperationspartnerschaft per 

Pressemitteilung am 28.04.2020 auszusetzen sowie den bekenntnisorientierten islamischen 

                                                           

3 Vgl. Hessisches Kultusministerium: Pressemeldung vom 05.12.2017, „DITIB Hessen als Kooperationspartner für 

bekenntnisorientierten islamischen Religionsunterricht“. 



 

 

Anlage zur Pressemeldung vom 22.01.2021 

Hintergrundinformationen  

 

3 

Religionsunterricht in der Schulpraxis zu beenden und diesen durch einen allein staatlich 

verantworteten „Islamunterricht“ zu ersetzen.4 

 

Hierdurch werden tausenden SchülerInnen muslimischen Glaubens in Hessen essentielle 

Möglichkeiten des Lernerfolgs geraubt. Seit Beginn des Schuljahres 2020/2021 fehlt es den 

SchülerInnen auf unbestimmte Zeit an einem schulisch unterwiesenen Lebensweltbezug, der die 

Lebens- und Glaubenswirklichkeiten aus ihrer Teilnehmerperspektive aufgreift. Religiöse, 

kulturelle und soziale Binnenperspektiven können somit nicht mehr die Entwicklung zu 

reflexivem und mündigem Denken bei den SchülerInnen bildungsbegleitend unterstützen. All 

dies wäre in dem Erfolgsmodell des islamischen Religionsunterrichts aus religionspädagogischer 

Sicht realisierbar. Dass die Vorzüge der Bekenntnisorientierung den SchülerInnen muslimischen 

Glaubens in Hessen entsagt und vorenthalten werden, ist ein großer und schmerzlicher Verlust.  

 

Durch diese und in den folgenden Abschnitten ausgeführten Entwicklungen erfolgt die 

Erkenntnis, dass eine Empfehlung zur Teilnahme an die Elternschaft und SchülerInnen 

muslimischen Glaubens für einen derartigen „Islamunterricht“ nicht ausgesprochen werden 

kann. Dies ist auf die bedauernswerte Vorenthaltung der religionspädagogischen Vorzüge der 

Bekenntnisorientierung für die Schülerschaft und die Verwehrung der verfassungsrechtlich 

garantierten Grundrechte für die muslimischen Bürgerinnen und Bürger sowie 

Religionsgemeinschaften zurückzuführen. 

 

 

 

 

 

 

                                                           

4 Vgl. Hessisches Kultusministerium: Pressemeldung vom 28.04.2020, „Islamischer Religionsunterricht in 

Zusammenarbeit mit DITIB Hessen wird ab dem kommenden Schuljahr nicht mehr erteilt“. 
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Zur konstruktiven Kooperationspartnerschaft 

Der 2012/13 begründeten Kooperationspartnerschaft ging eine umfassende Untersuchung der 

tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen gem. Art. 7 Abs. 3 GG voraus. Zu verweisen ist 

hier insbesondere auf die verfassungsrechtliche Begutachtung durch Herrn Prof. Dr. Gerhard 

Robbers5 sowie die islamwissenschaftlichen Gutachten von Herrn Dr. Levent Tezcan und Herrn 

Dr. Jörn Thielmann.6 Ein weiteres Gutachten stammt von Herrn Prof. Dr. Heinrich de Wall.7 Alle 

Gutachter kamen übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass es sich bei DITIB-Hessen um eine 

Religionsgemeinschaft im Sinne unseres Grundgesetzes handelt, die die Voraussetzungen für 

regulären muslimischen Religionsunterricht erfüllt. In seinem Gutachten aus dem Jahr 2017 und 

seinem aktualisierten Gutachten aus dem Jahr 2019, die ebenfalls vom Hessischen 

Kultusministerium in Auftrag gegeben wurden, kommt der Gutachter Herr Prof. Dr. Mathias 

Rohe8 ebenfalls zu diesem Ergebnis.  

 

Die Rechts- bzw. islamwissenschaftlichen Gutachten von ausgewiesenen Professoren deutscher 

Universitäten, die in weiteren unzähligen Bundesländern von den jeweiligen Landesregierungen 

in Auftrag gegeben wurden und zu einem ähnlichen Ergebnis bezüglich der jeweils betroffenen 

DITIB-Landesreligionsgemeinschaften kommen, sind ebenfalls zur Kenntnis zu nehmen.9  

 

Im Zuge eines 2017 begonnenen und (angeblich) zunächst ergebnisoffenen Prüfverfahrens hat 

das Hessische Kultusministerium, mit Verweis auf vermeintlich nicht vorhandene professionelle 

Verwaltungsstrukturen bei DITIB-Hessen und die politischen Entwicklungen in der Türkei, ein 

                                                           

5 Vgl. Robbers, 2012: „DITIB-Landesverband Hessen e.V. als Religionsgemeinschaft gemäß Art. 7 Abs. 3 GG, 

Rechtsgutachten.“. 
6 Vgl. Tezcan & Thielmann, 2012: „Religions- und islamwissenschaftliches Gutachten über die Eigenschaft als 

Religionsgemeinschaft von DITIB-LANDESVERBAND HESSEN e.V.“. 
7  Vgl. de Wall, 2011: „Rechtsgutachten über die Eigenschaft von „DITIB Landesverband Hessen e.V.“ als 

Religionsgemeinschaft und weitere Aspekte seiner Eignung als Kooperationspartner des Landes Hessen für den 

islamischen Religionsunterricht an öffentlichen Schulen“. 
8 Vgl. Rohe, 2017 & 2019: „Gutachten zum Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen in Hessen in Kooperation 

mit DİTİB Landesverband Hessen e.V. nach Art. 7 Abs. 3 GG“.  
9 Vgl.: Prof. Dr. Muckel zu Rheinland-Pfalz und Niedersachsen; Prof. Dr. Bochinger zu Rheinland-Pfalz; Prof. Dr. Gritt 

Klinkhammer zu Niedersachsen und Hamburg; Prof. Dr. de Wall zu Hamburg.  
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gutachterliches Prüfverfahren in Bezug auf die Kooperationspartnerschaft beim islamischen 

Religionsunterricht eingeleitet. Vorgebrachte Zweifel bezüglich der Eignung als 

Kooperationspartnerin unserer Landesreligionsgemeinschaft haben sich mit Blick auf die 

ergänzenden Gutachten aus 2017 sowie aktualisierten Gutachten aus 2019 nicht bestätigt. Es 

blieb und bleibt dabei, dass abstrakt-theoretische Möglichkeiten konstruiert werden, wonach 

unsere Landesreligionsgemeinschaft nicht unabhängig genug vor möglichen Einflüssen aus 

Drittstaaten wäre. Diese Vorwürfe wurden gutachterlich widerlegt. Zusätzlich haben die 

Überprüfungen ergeben, dass sich hierfür auch keinerlei Hinweise oder Anhaltspunkte erkennen 

lassen.10 

 

Mit Blick auf diese Aspekte und insbesondere hinsichtlich der Vorenthaltung der 

religionspädagogischen Vorzüge des bekenntnisorientierten Religionsunterrichts für die 

muslimische Schülerschaft sowie den Umstand, dass die Landesreligionsgemeinschaft die vom 

Hessischen Kultusministerium formulierten Anforderungen und Handlungsempfehlungen 

umgesetzt und in die Praxis überführt hat, unterzieht sich die Aussetzungsentscheidung des 

Hessischen Kultusministeriums auch gegenwärtig einer Prüfung rechtsstaatlicher und 

religionsverfassungsrechtlicher Bestimmungen.  

 

Das Bundesverfassungsgericht hat nun die Rückkehr zu rechtsstaatlichen Verfahrensweisen in 

der Kultusbehörde, aber auch in der hessischen Verwaltungsgerichtsbarkeit eingefordert. Es 

bleibt die Erwartung damit verbunden, dass in einem erneuten Verfahren nunmehr sachgerecht 

verhandelt wird. Es bleibt zu hoffen, dass das Land Hessen hieraus die richtigen Schlüsse zieht 

und den verfassungsrechtlichen Ansprüchen und Bedürfnissen ihrer muslimischen BürgerInnen 

entsprechend Gehör schenkt und den bekenntnisorientierten islamischen Religionsunterricht, so 

wie es unser Grundgesetz vorsieht und seit sieben Jahren beanstandungs- und störungsfrei 

verlief, nicht weiterhin beeinträchtigt.  

 

                                                           

10 Vgl. Rohe, 2017. S. 31f.: „Gutachten zum Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen in Hessen in Kooperation mit DİTİB 

Landesverband Hessen e.V. nach Art. 7 Abs. 3 GG“. 


